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Sehr geehrte Kundin, 
sehr geehrter Kunde, 

besten Dank für Ihr Interesse an unserer asspario-Vierpfoten-Pferdehalterhaftpflichtversicherung. 

Die Basis unseres gegenseitigen Vertrages bilden die 

• Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB),

• Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen und Zusatzbedingungen zur asspario
Haftpflichtversicherung für Privatpersonen, private Tierhalter, Lehrer, Beamte und Angestellte
im öffentlichen Dienst, Gewässerschäden (BBR)

• sowie gesetzliche Bestimmungen.

Der vereinbarte Versicherungsschutz sowie die dazugehörigen Versicherungsbedingungen sind im 
Versicherungsschein beschrieben. 

Soweit wir in den Versicherungsunterlagen die männliche Form der Bezeichnung (z. B. Versiche-
rungsnehmer, Ehegatte) verwenden, ist dabei auch immer die weibliche Bezeichnung mit gemeint. 

Bei allen Fragen zum Produkt steht Ihnen auch Ihr Vermittler gerne zur Verfügung. 

Ihr 
asspario Versicherungsdienst AG 
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DSGVO Information für Kunden der asspario  
(Stand 05/2018) 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Versiche-
rungsdienst AG und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Rechte   

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung  

Den jeweils Verantwortlichen entnehmen Sie bitte Ihren Vertragsunterlagen: 

asspario Versicherungsdienst AG 

Riegelgrube 5a  

55543 Bad Kreuznach   

Telefon +49 (0) 671 88765-0

Telefax +49 (0) 671 88765-299

Email info@asspario.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: datenschutz@asspario.de  

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser Unternehmen auf 
die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ 
verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Inter-
net unter https://goo.gl/t69QU1 abrufen.   

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den 
Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.  

Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer personenbe-
zogenen Daten nicht möglich.  

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Statisti-
ken, z.B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der 
asspario bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Aus-
kunftserteilungen. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und ver-
tragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. 
Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines  
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO 
ein.  

Erstellen wir Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 
27 BDSG. Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 
1 f) DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:   

- zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT Betriebs,

- zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Unternehmen der

Gruppe die Bayerische und deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Meinungsumfragen,

- zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung von

Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B.  

aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen i. V. 
m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben nicht genannten Zweck ver-
arbeiten wollen, werden wir Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor informieren.
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Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten 
Rückversicherer:  
Die von durch die Risikoträger der asspario übernommenen Risiken werden bei speziellen Versicherungsunterneh-
men (Rückversicherer) versichert. Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an einen 
Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall ma-
chen kann. Darüber hinaus ist es möglich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen aufgrund seiner besonde-
ren Sachkunde bei der Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Verfahrensabläufen unterstützt. 
Wir übermitteln Ihre Daten an den  
Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist bzw. im 
zur Wahrung unserer berechtigten Interessen erforderlichen Umfang. Unter anderem ist die General Reinsurance 
AG für uns als Rückversicherer tätig. Nähere Informationen stellt Ihnen diese hier zur Verfügung:  
http://media.genre.com/documents/PN_Art14_DEUTSCH_20180411.pdf. Sie können die Informationen auch unter den 
oben genannten Kontaktinformationen anfordern.   

Vermittler:  

Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die 
zum  

Abschluss und zur Durchführung des Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt 
unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informationen zu Ihrer Betreu-
ung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.   

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:  

Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben 
für die in der Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur zentralen Verwaltung von Anschriftenda-
ten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsa-
men Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste  LINK  fin-
den Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen.   

Externe Dienstleister:   

Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung 
der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen beste-
hen, können Sie der jeweils aktuellen Version auf unserer Internetseite unter LINK entnehmen.  

Schadenregulierung in der Rechtsschutzversicherung:  

Wir übermitteln Ihre Daten zum Zweck der Schadenregulierung an die Itzehoer Rechtsschutz-Schadenservice GmbH als unser 

Schadenabwicklungsunternehmen nach § 164 VAG. Rechtsgrundlage dieser Übermittlungen sind Art. 6 Abs. 1b) und f)  

DSGVO. Übermittlungen auf Grundlage dieser Bestimmungen dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrnehmung berechtigter 
Interessen unseres Unternehmens erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffe-
nen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Detaillierte Informationen zur Itzehoer Rechts-
schutz-Schadenservice GmbH und den Einzelheiten der Datenverarbeitung finden Sie unter: LINK  

Weitere Empfänger:  

Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an Behörden zur  

Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten (z.B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder Strafverfolgungsbehörden). 

Dauer der Datenspeicherung  

Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten, sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei 
kann es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unterneh-
men geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir 
Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende Nachweis- und Aufbewahrungs-
pflichten ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die 
Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren.  

Betroffenenrechte  

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können  

Sie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in 
einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.  
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Widerspruchsrecht  

Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widerspre-
chen. Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, 
wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen.  
Verarbeiten wir Ihre Daten aufgrund Ihrer Einwilligung, so können Sie die Einwilligung jederzeit widerrufen. Durch den 
Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbei-
tung nicht berührt.  

Beschwerderecht 

Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Daten-
schutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, Postfach 30 40, 55020 Mainz   

Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft.  

Die Risikoträger der asspario, namentlich die Bayerische Beamten Versicherung AG und die Itzehoer VVaG nutzen das  

Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur  Unterstützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur 
Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein  
Austausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen dazu finden Sie unter:   

https://www.informahis.de/fileadmin/HIS/Informationsblatt_EUDSGVO_Anfrage.pdf 

Consumer Data GmbH finden Sie unter: https://finance.arvato.com/icdinfoblatt 

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer  

Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes in der Kfz-
Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen.  

Bonitätsauskünfte  

Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien (z.B. infoscore Consumer  

Data GmbH) Informationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. Nähere Informationen über die infoscore 



asspario Versicherungsdienst AG 6 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

Allgemeine Kundeninformationen 

Angaben der Gesellschaften 

➢ Gesellschaftsangaben

(Identität des Versicherers) 

Bayerische Beamten Versicherung AG 

Rechtsform: Aktiengesellschaft 

Registergericht und Registernummer: Amtsgericht München, HRB 41186 

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Prof. Dr. Alexander Hemmelrath 

Vorstand:  Martin Gräfer (Vorsitzender) 

Thomas Heigl 

Dr. Herbert Schneidemann 

Postanschrift: Thomas-Dehler-Str. 25 

81737 München 

➢ Ladungsfähige Anschrift

Hausanschrift: Thomas-Dehler-Str. 25 

81737 München 

➢ Hauptgeschäftstätigkeit

Die Bayerische Beamten Versicherung AG ist durch Erlaubnis der zuständigen Aufsichtsbehörde zum Betrieb der Schaden- und 

Unfallversicherung berechtigt. 

➢ Aufsichtsbehörde

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

Bereich Versicherungen 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann. 

Für den oben genannten Versicherer handeln wir namens und in Vollmacht als Ihr Assekuradeur: 

Anschrift: 

asspario Versicherungsdienst AG 

Riegelgrube 5a 

55543 Bad Kreuznach 

Tel. (0 671) 88765-0 

Fax: (0 671) 88765-299 

Mail: info@asspario.de 

Aufsichtsratsvorsitzender: Armin Greisinger 

Vorstand: Frank Löffler, Maximilian Buddecke 

Handelsregister: Bad Kreuznach HRB 22161 

➢ Informationen zur Versicherungsleistung und zum Gesamtbeitrag

Die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, wie Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Versicherungsleistungen 

sowie den Gesamtbeitrag (Gesamtpreis und eingerechnete Kosten) haben wir Ihnen bereits im jeweiligen Produktinformations-

blatt, den zugehörigen allgemeinen Versicherungsbedingungen bzw. in unserem Vorschlag genannt. 

mailto:info@asspario.de


asspario Versicherungsdienst AG 7 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

➢ Ansprechpartner zur außergerichtlichen Schlichtung

Ihre individuelle, persönliche und kompetente Beratung ist unser Ziel. Sollten Sie dennoch einmal nicht zufrieden sein, wenden 

Sie sich bitte an 

➢ Beauftragter für die Anliegen der Mitglieder

Bayerische Beamten Versicherung AG 

-Beschwerdemanagement-

Thomas-Dehler-Str. 25

81737 München

oder an den Versicherungsombudsmann als gesetzliche Schlichtungsstelle zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten: 

➢ Versicherungsombudsmann

Versicherungsombudsmann e.V. 

Postfach 08 06 32 

10006 Berlin 

Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

Ihr Recht, unmittelbar den Rechtsweg zu beschreiten, wird dadurch nicht berührt. 

➢ Gültigkeitsdauer von Vorschlägen und sonstigen vorvertraglichen Angaben

Die Ihnen für den Abschluss Ihres Versicherungsvertrages zur Verfügung gestellten Informationen haben eine befristete Gültig-

keitsdauer. Dies gilt sowohl bei unverbindlichen Werbemaßnahmen (Broschüren, Annoncen, etc.) als auch bei Vorschlägen und 

sonstigen Preisangaben. Sofern in den Informationen keine Gültigkeitsdauer angegeben ist, gelten sie für eine Dauer von vier 

Wochen nach Veröffentlichung. 

➢ Bindefrist

Sie sind an Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages einen Monat gebunden. 

➢ Zustandekommen des Vertrages

Der Vertrag kommt durch Ihren Antrag auf Abschluss des Versicherungsvertrages und unsere Annahmeerklärung durch Über-

sendung des Versicherungsscheines zustande, wenn Sie nicht von Ihrem Widerrufsrecht Gebrauch machen. Im Fall von Abwei-

chungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweise auf die 

damit verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

➢ Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich 

nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder 

einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 

diesem Zeitpunkt. Sofern bestimmte Wartezeiten bestehen, sind diese in dem jeweiligen Produktinformationsblatt enthalten. 

➢ Vorläufige Deckung

Der Versicherungsschutz kann im Einzelfall auf Grund einer vorläufigen Deckungszusage ab dem darin genannten Zeitpunkt in 

Kraft treten. Diese ist ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsver-

handlungen oder bei Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungsschutz endet. 

➢ Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) 

widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemei-

nen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) 

in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten 

haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in Verbin-

dung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 

rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: asspario Versicherungsdienst AG, Riegelgrube 5a, 55543 

Bad Kreuznach. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsver-

trag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu 

dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der Grundlage einer Verein-

barung zwischen dem Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 
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➢ Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 

Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider-

rufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-

halten, dabei handelt es sich pro Tag um einen Betrag in Höhe von 1/360 des von Ihnen für ein Jahr zu zahlenden Beitrags. Die 

Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versi-

cherungsschutz nicht vor Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen und gezo-

gene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

➢ Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 

erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von 

weniger als einem Monat. Soweit eine vorläufige Deckung erteilt wurde, endet diese mit dem Zugang des Widerrufs bei uns. 

➢ Laufzeit, Mindestlaufzeit

Zu Laufzeit und Beendigung des Vertrags verweisen wir auf die Hinweise im Produktinformationsblatt. 

➢ Beendigung des Vertrages

Einzelheiten entnehmen Sie dem Produktinformationsblatt und den Versicherungsbedingungen. 

➢ Anwendbares Recht/Gerichtsstand

Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

Ansprüche gegen uns als Versicherer können Sie vor dem Gericht an Ihrem Wohnort bzw. gewöhnlichen Aufenthaltsort oder 

vor dem Amts- bzw. Landgericht in München (Sitz der Gesellschaft) geltend machen. 

➢ Vertragssprache

Sämtliche das Vertragsverhältnis betreffende Informationen und Kommunikation finden in deutscher Sprache statt, es sei denn, 

dass im Einzelfall anders lautende Vereinbarungen getroffen werden. 

➢ Zahlweise

• Erstbeitrag

Ihre Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags gilt als rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen nach 

Zugang des Versicherungsscheins erfolgt. 

• Folgebeitrag

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 

Zeitraums bewirkt ist. 

• SEPA-Lastschrift-Mandat

Ist mit Ihnen die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt Ihre Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem 

im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und Sie einer be-

rechtigten Einziehung nicht widersprechen. 

• Zahlweise

Falls wir mit Ihnen unterjährige Zahlweise vereinbaren, ist grundsätzlich jährliche, ½-jährliche, ¼-jährliche oder monatliche Bei-

tragszahlung möglich, wobei ein Zuschlag für unterjährige Beitragszahlung berechnet werden kann. 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
private Pferdehalterhaftpflichtversicherung  
(AVB THV_4P_2019) 

(Stand 07/2019) 
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die 
private Pferdehalterhaftpflichtversicherung  
(AVB THV_4P_2019) 

 (Stand 07/2019) 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner. 

Abschnitt A1 – privates Pferdehalterrisiko 

§ 1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten
(versichertes Risiko)

(1) Versichert ist im Umfang der nachfolgenden Bestimmun-
gen die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers und / oder die namentlich im Versicherungs-
schein als (Mit-)Halter bezeichnete Person

a) als nicht gewerbsmäßig tätiger Halter von Reit- und
Zugtieren (Pferde, Kleinpferde, Ponys, Maultiere,
Esel usw.);

b) als Tierhüter auf Grund vertraglicher Vereinbarungen
im Sinne des § 834 des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB), sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist.

(2) Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Hal-
tung von Jungtieren des über diesen Vertrag versicherten
Muttertieres bis zu einem Alter von

Komfort: 12 Monaten; 

Exklusiv: 18 Monaten. 

Nach Ablauf der genannten Zeiträume stellen die Jung-
tiere eine Erweiterung im Sinne von A1 § 8.1 AVB dar und 
sind gemäß GB § 2 (2) AVB gegen Zahlung der hierfür 
vorgesehenen Prämie zur Versicherung anzumelden. 

Fairer Hinweis: 

Bei Tierhaltung zu beruflichen, betrieblichen, gewerbli-
chen oder ähnlichen Zwecken finden diese Bestimmun-
gen keine Anwendung. 

§ 2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum
Verhältnis zwischen den Versicherten
(Versicherungsnehmer und mitversicherten Personen) 

(1) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des nicht ge-
werbsmäßig tätigen Pferdehüters in dieser Eigenschaft.

Versichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht für:

a) Familienangehörige des Versicherungsnehmers;

b) alle sonstigen mit dem Versicherungsnehmer in
häuslicher Gemeinschaft wohnenden Personen;

c) alle nicht gewerbsmäßigen Tierhüter wie z. B. Fremd-
reiter / Gastreiter und Reitbeteiligungen.

Reitbeteiligungen sind auf bestimmte Dauer ange-
legte Rechtsverhältnisse über die regelmäßige Be-
nutzung des versicherten Reitpferdes gegen Beteili-
gung an den Unterhaltskosten (auch wenn die Betei-
ligung in Form von Naturalleistungen erbracht wird).

Versicherungsschutz besteht für die Reitbeteiligung
jedoch nur, soweit nicht Versicherungsschutz über
eine andere Haftpflichtversicherung besteht.

(2) Mitversichert sind – abweichend von A1 § 7 (3) AVB –
Haftpflichtansprüche der Tierhüter, Reitbeteiligten und
der Reittiernutzer gegen den Versicherungsnehmer.

(3) Regressansprüche von Versicherungsträgern

Mitversichert sind – abweichend von A1 § 7 (3) AVB und
A1 § 7 (4) AVB – übergangsfähige Regressansprüche
von Sozialversicherungsträgern, Sozialhilfeträgern, priva-
ten Krankenversicherungsträgern sowie öffentlichen und
privaten Arbeitgebern wegen Personenschäden.

(4) Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertragsbe-
stimmungen sind auf die mitversicherten Personen ent-
sprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (A1 § 9 AVB),
wenn das neue Risiko nur für eine mitversicherte Person 
entsteht.

(5) Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risiko-
begrenzungen oder Ausschlüsse in der Person des Ver-
sicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person
vorliegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl für
den Versicherungsnehmer als auch für die mitversicher-
ten Personen.

(6) Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur der
Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten sind sowohl der Versicherungsnehmer als
auch die mitversicherten Personen verantwortlich.

§ 3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall

(1) Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-
cherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses
(Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder
sich daraus ergebenden Vermögensschaden zur Folge
hatte, aufgrund

g e s e t z l i c h e r 
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s 

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 

Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf 
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Scha-
denereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

(2) Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt,

a) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus
Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Scha-
densersatz statt der Leistung;

b) wegen Schäden, die verursacht werden, um die
Nacherfüllung durchführen zu können;
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c) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der
Vertragsleistung geschuldeten Erfolges;

d) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung;

e) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung;

(3) Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, soweit
sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder Zu-
sage über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des
Versicherungsnehmers hinausgehen.

§ 4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers

(1) Der Versicherungsschutz umfasst

- die Prüfung der Haftpflichtfrage,

- die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprü-
che und

- die Freistellung des Versicherungsnehmers von be-
rechtigten Schadensersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches 
zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer 
hierdurch gebunden ist. 

Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungs-
nehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgegeben 
oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer 
nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 

Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustel-
len.). 

(2) Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwick-
lung des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzan-
sprüche zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Na-
men des Versicherungsnehmers abzugeben.

Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer, ist der Versicherer bevollmächtigt, den 
Prozess zu führen. Der Versicherer führt dann den
Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des Versiche-
rungsnehmers.

(3) Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallen-
den Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Be-
stellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer
von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt
der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die
mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Ver-
teidigers.

(4) Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversi-
cherte Person das Recht, die Aufhebung oder Minderung
einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versiche-
rer bevollmächtigt, dieses Recht auszuüben.

§ 5 Begrenzung der Leistungen

(Versicherungssumme, Jahreshöchstersatzleistung, Se-
rienschaden, Selbstbeteiligung) 

(1) Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei je-
dem Versicherungsfall auf die vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich
der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungs-
pflichtige Personen erstreckt.

Die Versicherungssumme beträgt für Personen-, Sach-
und Vermögensschäden

Komfort: 20.000.000 EUR,
maximal 15.000.000 EUR je geschädigter
Person;

Exklusiv: 50.000.000 EUR, 
maximal 15.000.000 EUR je geschädigter 
Person. 

(2) Die Entschädigungsleistungen des Versicherers sind für
alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres auf

Komfort:  das Zweifache

Exklusiv:  das Dreifache

der vereinbarten Versicherungssumme begrenzt.

(3) Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungs-
fall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des ersten dieser
Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese

- auf derselben Ursache,

- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere
sachlichem und zeitlichem, Zusammenhang oder

- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln

beruhen. 

(4) Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer
bei jedem Versicherungsfall an der Entschädigungsleis-
tung des Versicherers mit einem im Versicherungsschein
und seinen Nachträgen festgelegten Betrag (Selbstbetei-
ligung). Auch wenn die begründeten Haftpflichtansprüche
aus einem Versicherungsfall die Versicherungssumme 
übersteigen, wird die Selbstbeteiligung vom Betrag der
begründeten Haftpflichtansprüche abgezogen.

Eine bei Vertragsabschluss vereinbarte tarifgemäße
Selbstbeteiligung wird nicht um bedingungsseitige
Selbstbeteiligungen erhöht. Es wird stets die höhere Ein-
zel-Selbstbeteiligung einmalig im Versicherungsfall an-
gerechnet.

Abschnitt (1) Satz 1 bleibt unberührt.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt der
Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe die Selbstbe-
teiligung nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtigter
Schadensersatzansprüche verpflichtet.

(5) Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet.

(6) Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche.

(7) Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert
der Rente die Versicherungssumme oder den nach Ab-
zug etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetra-
ges zum Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet.
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Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalls. 

Bei der Berechnung des Betrags, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, wer-
den die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 

(8) Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung o-
der Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleis-
tung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

§ 6 Besondere Regelungen für einzelne Risiken des
privaten Pferdehalters
(Versicherungsschutz, Risikobegrenzungen und beson-
dere Ausschlüsse) 

Fairer Hinweis: 

A1 § 6 AVB regelt den Versicherungsschutz für einzelne 
Risiken, deren Risikobegrenzungen und die für diese Ri-
siken geltenden besonderen Ausschlüsse. 

Soweit A1 § 6 AVB keine abweichenden Regelungen ent-
hält, finden auch auf die hier geregelten Risiken alle an-
deren Vertragsbestimmungen Anwendung (z. A1 § 4 AVB 
– Leistungen der Versicherung oder A1 § 7 AVB – Allge-
meine Ausschlüsse).

(1) Allgemeines Umweltrisiko

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung.

Schäden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn sie
durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, Strah-
len, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen
verursacht werden, die sich in Boden, Luft oder Wasser
(auch Gewässer) ausgebreitet haben.

Zu Schäden nach dem Umweltschadensgesetz siehe Ab-
schnitt A2 (besonderes Umweltrisiko).

(2) Abwässer

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden durch Abwässer. Bei
Sachschäden gilt dies ausschließlich für Schäden durch 
häusliche Abwässer.

(3) Allmählichkeitsschäden

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Sachschäden, die entstehen durch
allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen,
Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen
(Rauch, Ruß, Staub und dergleichen).

(4) Vermögensschäden

a) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Vermögensschäden, die we-
der durch Personen-, noch durch Sachschäden ent-
standen sind.

b) Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind An-
sprüche wegen Vermögensschäden

- durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem
Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten) herge-
stellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten o-
der sonstige Leistungen;

- aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit;

- aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an
wirtschaftlich verbundene Unternehmen;

- aus Vermittlungsgeschäften aller Art;

- aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reise-
veranstaltung;

- aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-,
Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften,
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung
sowie aus Untreue oder Unterschlagung

- aus Rationalisierung und Automatisierung;

- aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten
und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts;

- aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor-
und Kostenanschlägen;

- aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehe-
malige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand,
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Or-
gane im Zusammenhang stehen;

- aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder
Bedingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger
bewusster Pflichtverletzung;

- aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B.
von Geld, Wertpapieren und Wertsachen;

- aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Ge-
räusche, Gerüche, Erschütterungen).

(5) Kosten- u. Konditionsdifferenzdeckung

(sofern ausdrücklich vereinbart) 

Die Differenzdeckung ist eine Anschlussdeckung zu ei-
nem bei einem anderen Versicherer bestehenden Haft-
pflichtversicherungsvertrag.  

Sie ergänzt den Versicherungsschutz des bei einem an-
deren Versicherer bestehenden Vertrages um die durch 
diesen Vertrag gebotene Deckung (subsidiäre Deckung). 

a) Umfang der Differenzdeckung

- Versicherungsschutz besteht bis zu den jeweils
in diesem Vertrag vereinbarten Entschädigungs-
grenzen.

- Versicherungsschutz besteht nur, soweit aus
dem bei einem anderen Versicherer bestehenden
Vertrag keine Leistung beansprucht werden
kann.

b) Ausschlüsse

Verweigert der andere Versicherer wegen Nichtzah-
lung des Beitrages den Versicherungsschutz oder
existiert kein Vertrag bei einem anderen Versicherer,
so besteht kein Anspruch auf Gewährung dieses Ver-
sicherungsschutzes aus unserem Vertrag.

c) Dauer der Differenzdeckung
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Die Differenzdeckung besteht bis zum Ablauf des bei 
einem anderen Versicherer bestehenden Vertrages, 
längstens jedoch für die Dauer von einem Jahr. 

Eine Verlängerung der Differenzdeckung ist bis zu 
drei Jahren gegen Mehrbeitrag möglich.  

d) Anzeigepflichten bei der Differenzdeckung

Der Versicherungsnehmer muss den Versicherer un-
verzüglich informieren, wenn der Vertrag bei dem an-
deren Versicherer vor dem im Versicherungsschein
genannten Zeitpunkt endet.

Bei Eintritt eines Versicherungsfalls hat der Versiche-
rungsnehmer unverzüglich:

- den Versicherungsfall der Bayerischen anzuzei-
gen, sofern bereits für den Versicherungsnehmer
erkennbar ist, dass der anderweitige Versicherer
nicht oder teilweise nicht leistet;

- den Versicherungsfall der Bayerischen spätes-
tens dann anzuzeigen, wenn der anderweitige
Versicherer den Versicherungsschutz ganz oder
teilweise versagt hat.

Der Versicherungsnehmer hat im Übrigen jede zu-
mutbare Untersuchung über Ursachen und Höhe des 
Schadens und über den Umfang der Entschädi-
gungspflicht zu gestatten, jede hierzu dienliche Aus-
kunft und Vollmacht zu erteilen oder erteilen zu las-
sen und Belege beizubringen. Das gilt auch und ins-
besondere für Nachweise über die Leistungen ande-
rer Versicherer. 

(6) Bestleistungs-Garantie

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

a) Tritt ein Schadensfall ein, für den der Versicherer
nach diesen Versicherungsbedingungen nicht zur
Leistung verpflichtet ist, so erhält der Versicherungs-
nehmer durch die Bestleistungs-Garantie dann Versi-
cherungsschutz aus dieser Pferdehalterhaftpflicht-
versicherung, wenn

- ein anderer in Deutschland zum Betrieb der Haft-
pflichtversicherung zugelassener Versicherer zum
Zeitpunkt des Schadeneintritts im Rahmen eines
allgemein zugänglichen Pferdehalterhaftpflichttari-
fes (ohne beitragspflichtige Leistungserweiterun-
gen) für den eingetretenen Schaden eine Entschä-
digungsleistung zahlen würde und

- der Versicherungsnehmer dies durch Vorlage der
Versicherungsbedingungen nachweist.

b) Gilt in der Pferdehaftpflichtversicherung des anderen
Versicherers für einen Schadensfall, der auch nach
diesen Versicherungsbedingungen Versicherungs-
schutz bietet,

- eine höhere Entschädigungsgrenze als bei die-
sem Vertrag vereinbart (als Leistungsgrenze in-
nerhalb der für den Vertrag vereinbarten Versi-
cherungssumme), so wird bei der Entschädi-
gungsberechnung die höhere Entschädigungs-
grenze des anderen Versicherers zu Grunde ge-
legt;

- eine geringere Selbstbeteiligung als bei diesem
Vertrag vereinbart, so wird bei der Entschädi-
gungsberechnung die geringere Selbstbeteili-
gung des anderen Versicherers berücksichtigt.

c) Die Bestleistungs-Garantie gilt nicht für Schäden im
Zusammenhang mit den nachfolgenden Ausschlüs-
sen:

- im Ausland vorkommende Schadenereignisse (s.
A1 § 6 (8) AVB)

- Berufliche und gewerbliche Risiken (s. A1 § 1 
AVB)

- die Befriedigung von Ansprüchen über die ge-
setzliche Haftung hinaus

- Vorsatz (s. A1 § 7 (1) AVB)

- Asbest (s. A1 § 7 (7) AVB)

- Vertragliche Haftung (s. A1 § 3 (3) AVB)

- Eigenschäden (s. A1 § 7 (3) und (4) AVB)

- Halten oder Gebrauch von versicherungspflichti-
gen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen

d) Die Bestleistungs-Garantie kann ohne Aufhebung
des Hauptvertrages von beiden Vertragspartnern
ohne Angabe von Gründen mit Erklärung in Textform
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat gekün-
digt werden.

Der andere Vertragspartner ist in diesem Fall berech-
tigt, die Aufhebung des Hauptvertrages zum selben
Zeitpunkt zu verlangen.

(7) Innovationsgarantie

Werden die dieser Tierhalter-Haftpflichtversicherung zu-
grundeliegenden Bedingungen ausschließlich zum Vor-
teil des Versicherungsnehmers und ohne Mehrbeitrag ge-
ändert, so gelten die neuen Bedingungen mit sofortiger
Wirkung auch für diesen Vertrag.

(8) Schäden im Ausland

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen im Ausland eintretender Versiche-
rungsfälle ausschließlich, wenn diese

- bei einem unbegrenzten Auslandsaufenthalt in Staa-
ten der Europäischen Union und der Schweiz oder

- bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis
zu fünf Jahren in Staaten außerhalb der Europäi-
schen Union und der Schweiz

unter Beibehaltung eines inländischen Wohnsitzes einge-
treten sind. 

Bei Aufgabe des inländischen Wohnsitzes endet die Aus-
landsdeckung nach fünf Jahren.  

Versichert sind hierbei auch Ansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer aus § 110 Sozialgesetzbuch VII. 

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. 

Soweit der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der 
Europäischen Währungsunion angehören, liegt, gelten 
die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt 
als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Euro-
päischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut ange-
wiesen ist. 

(9) Deckschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus gewollten
und ungewollten Deckschäden.

(10) Flurschäden, tierische Ausscheidungen und Koppelun-
fälle

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus Flurschäden, Schäden durch tierische 
Ausscheidungen und Koppelunfälle.
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(11) Schäden an gemieteten / gepachteten Sachen
(Mietsachschäden)

Mietsachschäden sind Schäden an fremden, vom Versi-
cherungsnehmer oder von seinen Bevollmächtigten oder 
Beauftragten gemieteten / gepachteten Sachen und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.  

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Mietsachschäden ausschließlich 
an: 

a) Wohnräumen und sonstigen zu privaten Zwecken
gemieteten / gepachteten Räumen in Gebäuden.

Mitversichert sind Mietsachschäden an den jeweils
zugehörigen Balkonen / Terrassen und an den Sa-
chen, die mit dem der Mietsache zugehörigen Grund-
stück fest verbundenen sind (z. B. Zäune, Schwimm-
becken, gemauerte Grillanlagen).

Komfort:  Selbstbeteiligung 250 EUR

Exklusiv: ohne Selbstbeteiligung

b) mobilen Einrichtungsgegenständen / Inventar in Ho-
tels, gemieteten Ferienwohnungen / -häusern, fest in-
stallierten Wohnwagen und Campingcontainern.

Komfort:  Selbstbeteiligung 250 EUR

Exklusiv:  ohne Selbstbeteiligung

c) Stallungen, Boxen, Reithallen, Weiden und Koppeln
(einschließlich Einfriedungen), Führanlagen sowie
von Außenreitplätzen / Rennbahnen (einschließlich
fest installierter Beregnungs- / Sprinkleranlagen);

Mitversichert sind die folgenden fest installierten An-
lagen wie z. B.:

- Futtertröge und Tränken;

- Pferde-Solarien;

- Pferdeföhne;

- Pferde-Laufbänder.

Die Versicherungsleistung für Mietsachschäden an 
Stallungen, Boxen, Reithallen, Weiden und Koppeln, 
Führanlagen sowie von Außenreitplätzen / Rennbah-
nen ist je Versicherungsfall auf 

Komfort: 50.000 EUR 

Exklusiv: bis zur Versicherungssumme 

d) geliehenen und gemieteten Fuhrwerken wie Kut-
schen und Schlitten.

Komfort:  Selbstbeteiligung 250 EUR

Exklusiv:  ohne Selbstbeteiligung

e) sonstigen Gegenständen, die geliehen oder gemietet
wurden oder Gegenstand eines besonderen Verwah-
rungsvertrages sind, z. B. Reit- und Pflegezubehör
(auch Sättel zur Probe).

Komfort:  Selbstbeteiligung 250 EUR 

Exklusiv: ohne Selbstbeteiligung 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Haft-
pflichtansprüche wegen 

- Abnutzung, Verschleiß und übermäßiger Beanspru-
chung,

- Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel und
Warmwasserbereitungsanlagen sowie an Elektro-

und Gasgeräten und allen sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, soweit sie – bei Ansprüchen ge-
mäß A1-6.8.2 – nicht zu den dort bezeichneten mit-
versicherten Sachen gehören, 

- Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer
hiergegen besonders versichern kann,

- Schäden infolge von Schimmelbildung.

f) Reparaturkostenprüfung bei übermäßiger Bean-
spruchung

Wird ein Anspruch des Stallbetreibers wegen über-
mäßiger Beanspruchung gestellt, wird dieser an Re-
pair Concepts (RC) weitergeleitet. RC setzt sich mit
dem Geschädigten in Verbindung, prüft / besichtigt
die Beschädigung und bietet - wenn möglich - eine
Reparatur des Gegenstands an.

Der Versicherte wird ebenfalls über die anfallenden
Kosten informiert.

Eine Kostenübernahme der Reparatur ist jedoch nicht
enthalten.

(12) Sachschäden an geliehenen / gemieteten
Tiertransportanhängern

Versichert ist – abweichend von A1 § 7 (5) AVB – die ge-
setzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden ausschließlich an Tiertransportanhängern, die 
vom Versicherungsnehmer zu privaten Zwecken geliehe-
nen / gemietet wurden, und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. 

Komfort: Selbstbeteiligung 250 EUR 

Exklusiv: ohne Selbstbeteiligung 

Hilfreicher Hinweis: 

Klarstellung: Wird das Pferd in einem fremden Hänger 
von dessen Eigentümer mit dessen Zugfahrzeug einfach 
nur mitgenommen, so gilt dies nicht als „gemietet / gelie-
hen“. Die in der Komfort-Deckung geltende Selbstbeteili-
gung würde demnach entfallen.  

(13) Nicht versicherungspflichtige Kraftfahrzeuge und
Kraftfahrzeug-Anhänger

a) Versichert ist – abweichend von A1 § 7 (14) AVB –
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers wegen Schäden, die verursacht werden durch
den Gebrauch ausschließlich von folgenden nicht
versicherungspflichtigen Kraftfahrzeugen und Kraft-
fahrzeug-Anhängern:

- nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen ver-
kehrende Kraftfahrzeuge ohne Rücksicht auf eine
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit;

- Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als 6 km/h bauartbe-
dingter Höchstgeschwindigkeit;

- Stapler mit nicht mehr als 20 km/h bauartbedingter
Höchstgeschwindigkeit;

- selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit nicht mehr
als 20 km/h bauartbedingter Höchstgeschwindig-
keit;

- Kraftfahrzeug-Anhänger, die nicht zulassungs-
pflichtig sind oder nur auf nicht öffentlichen Wegen 
und Plätzen verkehren.
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(14) Rabattrückstufung bei geliehenen zulassungs-
      pflichtigen Tiertransportanhängern

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

Versichert ist – abweichend von A1 § 7 (14) AVB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Vermögensschäden, die verursacht werden durch den 
Gebrauch von geliehenen zulassungspflichtigen Tier-
transportanhängern und die damit einhergehende Rück-
stufung des Schadenfreiheitsrabattes in der Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung des Tiertransportanhä-
ngers.   

Die Entschädigung ist auf den Mehrbeitrag der ersten fünf 
Jahre begrenzt, der sich aus den für die betroffene Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung gültigen Tarifbestim-
mungen ergibt.  

Mehr als die vom Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherer er-
brachte Entschädigungsleistung wird jedoch nicht ersetzt. 

(15) Besitz und Gebrauch nicht versicherungspflichtiger
Tiertransport-Anhänger

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

Versichert ist – abweichend von A1 § 7 (14) AVB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die verursacht werden durch den privaten Be-
sitz oder Gebrauch von Tiertransportanhängern, die nicht 
zulassungspflichtig sind. 

(16) Be- und Entladeschäden

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

Versichert ist – abweichend von A1 § 7 (14) AVB – die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen 
Schäden, die im Zusammenhang mit Be- und Entladen 
der im Versicherungsschein bezeichneten Pferde aus ge-
liehenen oder gemieteten nicht versicherungspflichtigen 
Tiertransportanhängern entstehen. 

Fairer Hinweis:  

Für die unter A1 § 6 (12) AVB (16) genannten Fahrzeuge gilt: 

Diese Fahrzeuge dürfen nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des Verfügungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Fahrer gebraucht wird. 

Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen 
Wegen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Fahrzeug nur von einem Fahrer benutzt 
wird, der die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten 
verletzt, gelten die Rechtsfolgen gemäß Teil B3.  

(17) Besitz und Verwendung von eigenen Fuhrwerken,
Kutschen und Schlitten

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden aus dem Besitz und Ein-
satz der über diesen Vertrag versicherten Tiere als Zug-
tiere vor Fuhrwerken, Kutschen oder Schlitten, sofern der 
Einsatz nicht gegen Entgelt, sondern ausschließlich zu 
privaten Zwecken erfolgt, einschließlich der Beförderung 
von Gästen.  

Wird das Gespann durch fremde Tiere ergänzt, ist die 
gleichartige gesetzliche Haftpflicht des Pferdehalters des 

fremden Tieres mitversichert. Kann der fremde Pferdehal-
ter aus einem anderen Haftpflichtversicherungsvertrag ei-
nen Anspruch geltend machen und unterlässt er dies, so 
entfällt insoweit der Versicherungsschutz aus diesem 
Vertrag. Dies gilt auch, wenn er aus dem anderen Haft-
pflichtversicherungsvertrag eine Leistung erlangt. 

(18) Teilnahme an Veranstaltungen

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden aus der privaten Teil-
nahme an Veranstaltungen wie Schauvorführungen, 
Rennen (mit und ohne Schlitten / Wagen), Orientierungs- 
u. Wanderritten und Turnieren sowie den Vorbereitungen 
hierzu (Training). 

(19) Unentgeltlicher Reitunterricht

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers, aus der Erteilung von Reitunterricht, so-
fern dieser nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgt. 

Komfort: Selbstbeteiligung 250 EUR 

Exklusiv: ohne Selbstbeteiligung 

(20) Kosten für Nottötung / Abholung durch Abdecker

Nach einem versicherten Haftpflichtschaden übernimmt 
der Versicherer die dem Versicherungsnehmer entste-
henden Kosten für eine erforderliche Nottötung des ver-
sicherten Pferdes und / oder die Abholung von einem Ab-
decker vom Schadenort.  

(21) Rettungs- und Bergungskosten

Versichert sind 

Komfort: Such-, Rettungs- und Bergungskosten für 
das versicherte Tier nach einem versicherten 
Schadenfall. 

Exklusiv: Such-, Rettungs- und Bergungskosten für 
das versicherte Tier. 

(22) Beschädigung von Gemeinschaftseigentum

Mitversichert sind Haftpflichtansprüche der Gemeinschaft 
der Eigentümer gegen den Versicherungsnehmer als 
Sondereigentümer wegen Beschädigung des Gemein-
schaftseigentums.  

Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den 
Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum 
und alle sich daraus ergebenen Vermögensschäden. 

Komfort: Selbstbeteiligung 250 EUR 

Exklusiv: ohne Selbstbeteiligung 

(23) Leistungsgarantie gegenüber GDV Muster-
      bedingungen

Die Bayerische Beamten Versicherung AG garantiert, 
dass die Leistungen der dieser Versicherung zu Grunde 
liegenden Versicherungsbedingungen in keinem Punkt 
schlechter sind als die vom Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) empfohlenen 
Bedingungen (Stand: August 2017). 

(24) Garantie über die Erfüllung der vom Arbeitskreis
„Beratungsprozesse“ empfohlenen Mindestleistungs-

      standards 

Die Bayerische Beamten Versicherung AG garantiert, 
dass die dieser Versicherung zu Grunde liegenden Versi-
cherungsbedingungen die Mindestleistungsstandards er-
füllen, wie sie vom Arbeitskreis „Beratungsprozesse“ (mit 
Stand 28.09.2015) empfohlen wurden.  

Der Arbeitskreis Beratungsprozesse (www.beratungspro-
zesse.de) ist eine Initiative mehrerer Vermittlerverbände 
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und Servicegesellschaften. Der Arbeitskreis empfiehlt Ri-
sikoanalysen und Mindestleistungsstandards für die Ver-
mittler.  

(25) Forderungsausfallversicherung

a) Die Bayerische gewährt dem Versicherungsnehmer
und der/den versicherten Person/en Versicherungs-
schutz für den Fall,

- dass eine versicherte Person oder das im Vertrag
benannte Pferd während der Wirksamkeit der Ver-
sicherung

- von einem Tier geschädigt wird und
- die daraus entstandenen Schadenersatzforderun-

gen gegen den Tierhalter (Dritten) festgestellt wor-
den sind und

- nicht durchgesetzt werden können.

 Inhalt und Umfang der Schadenersatzansprüche 
richten sich in entsprechender Anwendung nach dem 
Deckungsumfang dieser Tierhalterhaftpflichtversi-
cherung für Pferde. 

Leistungen aus einer für den Versicherungsnehmer 
beziehungsweise die versicherte/n Person/en beste-
henden Schadenversicherung (zum Beispiel Haus-
ratversicherung) oder für den Tierhalter (Dritten) be-
stehenden Privathaftpflicht- bzw. Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung sind zunächst geltend zu ma-
chen.  

Decken die Leistungen aus jenen Verträgen den ge-
samten Schadenersatzanspruch des Versicherungs-
nehmers bzw. der versicherten Person/en nicht ab, 
leistet die Bayerische nach der Maßgabe dieser Be-
dingungen den Restanspruch aus diesem Versiche-
rungsvertrag. 

b) Versicherungsschutz besteht – im Rahmen der für
diese Tierhalterhaftpflichtversicherung vereinbarten
Versicherungssummen – bis zur Höhe der titulierten 
Forderung. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflich-
tige Personen erstreckt.

Komfort: Schadenersatzansprüche unter 500
EUR sind nicht versichert. Beträgt der ti-
tulierte Schadenersatzbetrag mehr als
500 EUR, wird die Entschädigung im
Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme ohne Abzug von 500 EUR
geleistet.

Exklusiv: ohne Mindestschadenhöhe. 

c) Die Leistungspflicht der Bayerischen tritt ein, wenn
der Versicherungsnehmer und/oder die mitversi-
cherte/n Person/en gegen den Tierhalter (Dritten) vor
einem Gericht eines Mitgliedsstaates der Europäi-
schen Union und der Schweiz ein rechtskräftig voll-
streckbares Urteil wegen eines Haftpflichtschadens
erstritten haben und Vollstreckungsversuche ge-
scheitert sind.

- Rechtskräftiges, vollstreckbares Urteil im Sinne
dieser Bedingungen ist auch ein Versäumnis- o-
der Anerkennungsurteil, ein Vollstreckungsbe-
scheid oder gerichtlicher vollstreckungsfähiger
Vergleich oder notarielles Schuldanerkenntnis
mit Unterwerfungsklausel, aus der hervorgeht,
dass sich der Dritte persönlich der sofortigen 
Zwangsvollstreckung in sein gesamtes Vermö-
gen unterwirft.

- Vollstreckungsversuche sind gescheitert, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass eine

Zwangsvollstreckung (Sach- oder Forderungs-
pfändung) nicht oder nicht zur vollen Befriedigung 
des Schadenersatzanspruchs geführt hat oder 
eine selbst teilweise Befriedigung wegen nachge-
wiesener Umstände aussichtslos erscheint, zum 
Beispiel weil der Dritte die in den letzten 3 Jahren 
die eidesstattliche Versicherung abgegeben hat 
oder ein gegen den schadenersatzpflichtigen 
Dritten durchgeführtes Konkurs-, Vergleichs- o-
der Insolvenzverfahren nicht zur vollen Befriedi-
gung geführt hat oder ein solches Verfahren man-
gels Masse abgelehnt wurde. 

Zum Nachweis der gescheiterten Vollstreckung hat 
der Versicherungsnehmer der Bayerischen das Voll-
streckungsprotokoll eines Gerichtsvollziehers vorzu-
legen, aus dem sich die Erfolglosigkeit (Fruchtlosig-
keit) der Zwangsvollstreckung ergibt bzw. die Um-
stände durch Vorlage geeigneter Unterlagen nachzu-
weisen, aus denen sich die Aussichtslosigkeit der 
(teilweisen) Befriedigung ergibt. 

Der Versicherungsnehmer beziehungsweise die ver-
sicherte/n Person/en ist / sind verpflichtet, seine / ihre 
Ansprüche gegen den Dritten bei der Regulierung 
des Schadens in Höhe der Entschädigungsleistung 
an die Bayerische abzutreten. Hierfür ist eine geson-
derte Abtretungserklärung abzugeben und die voll-
streckbare Ausfertigung des Titels herauszugeben. 

d) Prozesskosten

Prozesskosten, die aufgrund der gerichtlichen Durch-
setzung des Schadenersatzanspruchs entstehen,
sind nur dann mitversichert, wenn und soweit die ver-
sicherte Person ein ganz oder teilweise klagestattge-
bendes Urteil erwirkt und es sich bei den insoweit an-
fallenden Prozesskosten ausschließlich um Prozess-
kosten für den eigenen Prozessbevollmächtigten o-
der um Gerichtskosten, die die versicherte Person als
ganz oder teilweise obsiegende Klägerin gem. § 58
Abs. 2 GKG (Gerichtskostengesetz) gegenüber der
Gerichtskasse zu leisten hat, handelt.

Kosten, die dem Gegner (Schädiger) entstanden
sind, sind nicht versichert, und zwar auch dann nicht,
wenn diese Kosten im Rahmen der Kostenfestset-
zung oder Kostenangleichung berücksichtigt oder an-
derweitig ausgeglichen wurden.

Die Kosten welche infolge eines Kostenfestsetzungs-
bzw. Ausgleichungsverfahren rechtskräftig festge-
stellt worden sind, werden insgesamt bis zu einem
Betrag von EUR 15.000,- entschädigt. (insgesamt für
alle Instanzen).

e) Verbesserte Forderungsausfalldeckung bei Vorsatz-
taten (Opferschutz, Pferderipper)

(nur für Exklusiv-Deckung) 

Ergänzend zu A1 § 6 (25) c) AVB besteht auch dann 
Versicherungsschutz, wenn der Schadenersatzan-
spruch des Versicherungsnehmers aufgrund eines 
Personen- oder Sachschadens nicht durchgesetzt 
werden kann, weil der Schädiger nicht bekannt ist. 

Sachschäden beziehen sich ausschließlich auf Schä-
den am Pferd.  

Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungs-
nehmer nur dann leistungspflichtig, wenn  

- der Schädiger eine vorsätzliche Straftat began-
gen hat,

- aufgrund dessen eine Strafanzeige vom
Versicherungsnehmer gestellt wurde,
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- das polizeiliche Ermittlungsverfahren eingestellt
wurde und der schriftliche Einstellungsbescheid
vorliegt,

- der Versicherer Einblick in die polizeiliche Ermitt-
lungsakte erhalten hat,

- der Schädiger unbekannt bleibt.

Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist auf 
10.000 EUR je Versicherungsfall und -jahr begrenzt. 

Der Versicherer leistet keine Entschädigung für psy-
chische Folgeschäden und sonstige, nicht das Pferd 
bestreffende Sachschäden. 

f) Besondere Ausschlüsse für das  Forderungsausfall-
risiko

 Dem schadenersatzpflichtigen Dritten stehen keine
Rechte aus diesem Vertrag zu.

  Nicht versichert sind zudem Ansprüche wegen Schä-
den an

- Kraftfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern, Luft- 
und Wasserfahrzeugen;

- Immobilien, für die in diesem Vertrag kein Versi-
cherungsschutz besteht;

- Sachen, die ganz oder teilweise einem Betrieb,
Gewerbe, Beruf, Dienst oder Amt des Versiche-
rungsnehmers oder einer mitversicherten Person 
zuzurechnen sind.

 Der Versicherer leistet außerdem keine Entschädi-
gung für 

- Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der
Rechtsverfolgung;

- Forderungen auf Grund eines gesetzlichen oder
vertraglichen Forderungsübergangs;

- Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass be-
rechtigte Einwendungen oder begründete
Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig vorge-
bracht oder eingelegt wurden;

- Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz ein an-
derer Versicherer Leistungen zu erbringen hat (z.
B. der Schadenversicherer des Versicherungs-
nehmers) oder ein Sozialversicherungsträger o-
der Sozialleistungsträger Leistungen zu erbrin-
gen hat, auch nicht, soweit es sich um Rückgriffs-
, Beteiligungsansprüche oder ähnliche Ansprü-
che von Dritten handelt.

(26) Reiten ohne Sattel

Eingeschlossen sind Schäden aus dem Reiten ohne Sat-
tel.  

(27) Reiten und Führen des Pferdes mit / ohne
ungewöhnlicher Zäumung aller Art oder auf Halfter

Eingeschlossen sind Schäden auch aus dem Reiten und 
Führen des Pferdes mit / ohne ungewöhnlicher Zäu-
mung aller Art (z. B. mit gebissloser Zäumung, Halsring) 
oder auf Halfter.  

(28) Mitführen eines Handpferdes

Eingeschlossen sind Schäden aus dem Mitführen eines 
Handpferdes.  

Abschnitt A1 § 6 (26) und (27) AVB gelten analog 

(27) Tod des Pferdes durch Wolfsriss

(nur bei Exklusiv-Deckung) 

Wird das versicherte Pferd innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland durch Wolfsriss getötet, wird der unmittelbar 
vor Ableben bestehende Wert des Pferdes sowie die Kos-
ten für die Abholung und Beseitigung des Pferdes bis ins-
gesamt 10.000 EUR übernommen.  

§ 7 Allgemeine Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, sind vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen: 

(1) Vorsätzlich herbeigeführte Schäden

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

A1 § 2 (3) AVB findet keine Anwendung.

(2) Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von Er-
zeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistungen

Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass
sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schäd-
lichkeit

- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder

- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

A1 § 2 (3) AVB findet keine Anwendung. 

(3) Ansprüche der Versicherten untereinander

Ausgeschlossen sind Ansprüche

a) des Versicherungsnehmers selbst oder der in § 7 (4)
benannten Personen gegen die mitversicherten Per-
sonen,

b) zwischen mehreren Versicherungsnehmern dessel-
ben Versicherungsvertrags,

c) zwischen mehreren mitversicherten Personen des-
selben Versicherungsvertrags.

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprüche 
von Angehörigen der vorgenannten Personen, die mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

(4) Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungsneh-
mers und von wirtschaftlich verbundenen Personen

Ausgeschlossen sind Ansprüche gegen den Versiche-
rungsnehmer

a) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen ge-
hören;

Als Angehörige gelten

- Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten,

- Eltern und Kinder,

- Adoptiveltern und -kinder,

- Schwiegereltern und -kinder,

- Stiefeltern und -kinder,

- Großeltern und Enkel,

- Geschwister sowie

- Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein
familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind).
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b) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern,
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfä-
hige, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Per-
son ist;

c) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger
Verein ist;

d) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Ge-
sellschaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft
oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

e) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist;

f) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern.

Die Ausschlüsse unter b) bis f) gelten auch für Ansprüche 
von Angehörigen der dort genannten Personen, die mit 
diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

(5) Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigenmacht, be-
sonderer Verwahrungsvertrag

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer oder
ein Bevollmächtigter oder Beauftragter des Versiche-
rungsnehmers diese Sachen gemietet, geleast, gepach-
tet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat o-
der sie Gegenstand eines besonderen Verwahrungsver-
trags sind.

(6) Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten und sonstigen Leistungen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sa-
chen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in
der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursa-
che und alle sich daraus ergebenden Vermögensschä-
den. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer
mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschädigung o-
der Vernichtung der Sache oder Leistung führt.

Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben.

(7) Asbest

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die auf
Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zu-
rückzuführen sind.

(8) Gentechnik

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die zu-
rückzuführen sind auf

a) gentechnische Arbeiten,

b) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),

c) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten, Eltern und Kinder,

- aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wur-
den.

(9) Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen. 

(10) Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige Diskri-
minierung

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung
oder sonstigen Diskriminierungen.

(11) Übertragung von Krankheiten

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen

a) Personenschäden, die aus der Übertragung einer
Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren,

b) Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versiche-
rungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder
veräußerten Tiere entstanden sind.

In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

(12) Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden
und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden,
welche entstehen durch

a) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,

b) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-
wässer.

(13) Strahlen

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
energiereichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B.
Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen).

(14) Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeug-Anhänger

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeug-
Anhängers verursachen.

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an ei-
nem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeug-Anhänger ist kein
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine die-
ser Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

(15) Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze

Ausgeschlossen sind Ansprüche

a) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine
mitversicherte Person oder eine von ihnen bestellte
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die
sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raum-
fahrzeugs in Anspruch genommen werden.

b) wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden so-
wie wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder
Raumfahrzeuge aus

- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lie-
ferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen
von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen
oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeugen be-
stimmt waren,
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- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion,
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- oder
Raumfahrzeugen oder deren Teilen.

c) gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer,
Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer von
Luftlandeplätzen.

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen
an einem Luft- oder Raumfahrzeug ist kein Gebrauch
im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Per-
sonen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt
wird.

(16) Wasserfahrzeuge

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die der
Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch
den Gebrauch eines Wasserfahrzeugs verursachen oder
für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahr-
zeugs in Anspruch genommen werden.

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an ei-
nem Wasserfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser
Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder
Besitzer des Wasserfahrzeugs ist und wenn das Wasser-
fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird.

(17) Schäden im Zusammenhang mit der Übertragung elekt-
ronischer Daten

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung
elektronischer Daten, soweit es sich handelt um Schäden
aus

a) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung o-
der Veränderung von Daten, Tätigkeiten

b) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Da-
ten,

c) Störung des Zugangs zum elektronischen Daten-
austausch,

d) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informatio-
nen.

§ 8 Veränderungen des versicherten Risikos
(Erhöhungen und Erweiterungen)

Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers 

(1) aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten Ri-
sikos.

Dies gilt nicht

- für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versi-
cherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeu-
gen sowie

- für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen,

(2) aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Ände-
rung bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften.
In diesen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an
ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhö-
hung Kenntnis erlangt hat.

§ 9 Neu hinzukommende Risiken
(Vorsorgeversicherung)

(1) Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzliche
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risiken, die
nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entste-
hen, sofort versichert.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Auffor-
derung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb ei-
nes Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit
der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versiche-
rungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versi-
cherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab des-
sen Entstehung.

Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an-
gezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der
Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist
von einem Monat nach Eingang der Anzeige nicht zu-
stande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Ri-
siko rückwirkend ab dessen Entstehung.

(2) Versicherungssummen:

Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von A1 § 9 (1) Ab-
satz 4 AVB auf den Betrag von 20.000.000 EUR für Per-
sonen-, Sach- und Vermögensschäden begrenzt.

(3) Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für

a) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Füh-
ren eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- o-
der Versicherungspflicht unterliegen;

b) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Füh-
ren von Bahnen;

c) Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvor-
sorgepflicht unterliegen;

d) Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden und
deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versicherungs-
verträgen zu versichern sind;

e) Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher und
amtlicher Tätigkeit.

§ 10 Fortsetzung der Pferdehalter-Haftpflichtversiche-
rung nach dem Tod des Versicherungsnehmers

Nach dem Tod des Versicherungsnehmers besteht der 
bedingungsgemäße Versicherungsschutz bis zum nächs-
ten Beitragsfälligkeitstermin fort.  

Wird die nächste Beitragsrechnung durch einen der nach-
stehend genannten Personen eingelöst, so wird diese 
Versicherungsnehmer. 

Das gilt 

- für den mitversicherten Ehegatten oder eingetrage-
nen Lebenspartner des Versicherungsnehmers und /
oder

- die namentlich im Versicherungsschein als 
(Mit-) Halter bezeichnete Person

- unverheiratete und nicht in einer eingetragenen Le-
benspartnerschaft lebende Kinder des Versiche-
rungsnehmers. Wird die nächste Beitragsrechnung
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durch den überlebenden Ehegatten oder eingetrage-
nen Lebenspartner beglichen, so wird dieser Versi-
cherungsnehmer. 



asspario Versicherungsdienst AG 22 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

Abschnitt A2 – Besonderes Umweltrisiko 

Der Versicherungsschutz für Schäden nach dem Umweltschadensgesetz (USchadG) besteht im Umfang von Abschnitt A1 und 
den folgenden Bedingungen. 

Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen (All-
gemeines Umweltrisiko) siehe A1-6.1.  

Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadensgesetzes (USchadG) ist eine 

(1) Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,

(2) Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwasser,

(3) Schädigung des Bodens.

§ 1 Versicherungsgegenstand

Versichert sind – abweichend von A1 § 3 (1) AVB - den
Versicherungsnehmer betreffende öffentlich-rechtliche 
Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umwelt-
schäden gemäß USchadG, soweit während der Wirksam-
keit des Versicherungsvertrags  

a) die schadenverursachenden Emissionen plötzlich,
unfallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt ge-
langt sind oder

b) die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfall-
artig und bestimmungswidrig erfolgt ist.

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursa-
chung besteht Versicherungsschutz für Umweltschä-
den durch Lagerung, Verwendung oder anderen Um-
gang von oder mit Erzeugnissen Dritter ausschließ-
lich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Kon-
struktions-, Produktions- oder Instruktionsfehler die-
ser Erzeugnisse zurückzuführen ist. Jedoch besteht
kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeit-
punkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach
dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht hätte
erkannt werden können (Entwicklungsrisiko).

§ 2 Ausland

Versichert sind im Umfang von A1 § 6 (3) AVB die im Gel-
tungsbereich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie 
(2004/35/EG) eintretenden Versicherungsfälle. 

Versichert sind insoweit auch die den Versicherungsneh-
mer betreffende Pflichten oder Ansprüche gemäß natio-
nalen Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, 
sofern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. 
g. EU-Richtlinie nicht überschreiten.

§ 3 Ausschlüsse

(1) Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass
sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den
Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen Anord-
nungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz die-
nen, abweichen.

A1 § 2 (3) AVB findet keine Anwendung.

(2) Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen
Schäden

a) die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen.

b) für die der Versicherungsnehmer aus einem anderen
Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerschadenhaft-
pflichtversicherung) Versicherungsschutz hat oder
hätte erlangen können.

§ 4 Versicherungssumme

Die Versicherungssumme beträgt je Versicherungsfall
20.000.000 EUR. Die Versicherungssumme steht einmal 
pro Versicherungsjahr zur Verfügung.   



asspario Versicherungsdienst AG 23 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

Abschnitt A3 – Zusatzpakete (gesondert zu vereinbaren) 

Voraussetzung für den Versicherungsschutz im nachfolgenden Umfang ist der Abschluss der Exklusiv-Deckung. 
Nur die explizit beantragten und im Versicherungsschein dokumentierten Pakete gelten mitversichert.  

§ 1  Reitunterricht im Nebenerwerb / in geringfügigem
Umfang

(1) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus selbstständi-
gen nebenberuflichen Reitlehrer-Tätigkeiten, die im Ge-
samtumsatz - einzeln oder in ihrer Gesamtheit - im voran-
gegangenen Versicherungsjahr 6.000 EUR nicht über-
schritten haben und im laufenden Versicherungsjahr bei
einer zeitanteilmäßigen Vorausberechnung voraussicht-
lich nicht überschreiten werden. Auch ohne Trainer-
schein!

(2) Versichert sind die folgenden Tätigkeiten:

a) Erteilung von Unterricht in Theorie und Praxis, inkl.
Aufsicht über Reitschüler (dazu zählt auch Bodenar-
beit, Longenunterricht, Voltigieren, Fahrunterricht für
Kutschen / Fuhrwerke;

b) Durchführung, Leitung und / oder Beaufsichtigung
von Veranstaltungen, wie Turnieren, Prüfungen, Um-
züge;

c) Durchführung, Leitung und / oder Beaufsichtigung
von Reitausflügen inkl. Aufenthalt / Übernachtung in
Unterkünften;

d) Verwendung von Übungsgeräten;

g) geführte Ausritte.

§ 2  Schul- und / oder Therapiepferd im Neben- 
erwerb / in geringfügigem Umfang

(nur in Verbindung mit A3 § 1 AVB buchbar) 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem selbst-
ständigen nebenberuflichen Einsatz des im Versiche-
rungsschein benannten Pferdes bei den unter A3 § 1 (2) 
AVB bezeichneten Tätigkeiten, die im Gesamtumsatz - 
einzeln oder in ihrer Gesamtheit - im vorangegangenen 
Versicherungsjahr 6.000 EUR nicht überschritten haben 
und im laufenden Versicherungsjahr bei einer zeitanteil-
mäßigen Vorausberechnung voraussichtlich nicht über-
schreiten werden. 

§ 3  Pferde-Sitting im Nebenerwerb / in geringfügigem
Umfang

(1) Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem selbst-
ständigen nebenberuflichen Tierhüter-Tätigkeiten, die im
Gesamtumsatz - einzeln oder in ihrer Gesamtheit - im vo-
rangegangenen Versicherungsjahr 6.000 EUR nicht
überschritten haben und im laufenden Versicherungsjahr
bei einer zeitanteilmäßigen Vorausberechnung voraus-
sichtlich nicht überschreiten werden.

(2) Versichert sind Tätigkeiten, wie z. B.:

a) "Pferde-Sitting" als Urlaubsvertretung, im Krankheits-
fall des Halters

b) Koppeldienste

c) die Pflege und die Beschäftigung / das Bewegen der
gehüteten Tiere.

(3) Schäden an den gehüteten Pferden sind bedingungs-
gemäß mitversichert.

§ 4  Allgemeine Ausschlüsse/Begrenzungen

(1) Ausgeschlossen ist das Produkthaftpflichtrisiko und das
Risiko des Herstellens aus den vertriebenen Produkten.

(2) Der Umsatz in den letzten zwölf Monaten vor dem Scha-
deneintritt darf maximal 6.000 EUR betragen. Trifft diese
Voraussetzung nicht zu, besteht kein Versicherungs-
schutz für Schäden aus dem gewählten Paket.

(3) Erlangt der Versicherte für einen Versicherungsfall Versi-
cherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtversiche-
rungsvertrag (z. B. Vereins- oder Betriebshaftpflichtversi-
cherung), entfällt für diesen Versicherungsfall der Versi-
cherungsschutz aus diesem Vertrag mit Ausnahme der
Kosten- und Konditionsdifferenzdeckung gemäß A1 § 6
(5) AVB.
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Gemeinsame Bestimmungen (GB) zu Teil A 

§ 1 Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

§ 2 Veränderungen des versicherten Risikos und Auswir-
kung auf den Beitrag (Beitragsregulierung)

(1) Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risi-
kos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind.
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf
der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind inner-
halb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu ma-
chen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen.
Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertrags-
strafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsun-
terschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der
Angaben kein Verschulden trifft.

(2) Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag
ab dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsre-
gulierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst
ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Ver-
sicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf
dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend
GB § 3 (1) AVB nach dem Versicherungsabschluss ein-
getretenen Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindest-
beitrags werden berücksichtigt.

(3) Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mit-
teilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die
Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten
Beitrags verlangen. Werden die Angaben nachträglich
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom
Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei
Monaten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Bei-
trags erfolgten.

(4) Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-
dung auf Versicherungen mit Beitragsvoraus-zahlung für
mehrere Jahre.

§ 3  Beitragsangleichung und Kündigungsrecht nach Bei-
tragsangleichung

(1) Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsan-
gleichung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder
Umsatzsumme berechnet werden, findet keine Bei-
tragsangleichung statt. Mindestbeiträge unterliegen un-
abhängig von der Art der Beitragsberechnung der Bei-
tragsangleichung.

(2) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-
kung für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der
Durchschnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb
der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht
oder vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet
er auf die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze
Zahl ab.

Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell 
durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Ausgaben 
für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versiche-
rungsleistungen.  

Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjah-
res ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Scha-
denzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen 
Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle. 

(3) Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahres-
beitrag um den sich aus GB § 3 (2) AVB ergebenden Pro-
zentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der verän-
derte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer
mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben.

Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um
einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den
der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach GB § 3.2 
AVB ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejah-
resbeitrag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich
der Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen
unternehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr er-
höht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschrei-
ten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben
würde.

(4) Liegt die Veränderung nach GB § 3 (2) AVB oder GB § 3
(3) AVB unter 5 Prozent entfällt eine Beitragsangleichung.
Diese Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu
berücksichtigen.

(5) Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung
gemäß GB § 3 (3) AVB, ohne dass sich der Umfang des
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit so-
fortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden
sollte.

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-
teilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mittei-
lung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung
zugehen.

Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein
Kündigungsrecht.

§ 4 Schiedsgerichtsvereinbarungen
(gilt nicht für private Haftpflichtrisiken)

Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Ein-
tritt eines Versicherungsfalls beeinträchtigt den Versiche-
rungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden 
Mindestanforderungen entspricht: 

- Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei
Schiedsrichtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein
und soll die Befähigung zum Richteramt haben. Ha-
ben die Parteien ihren Firmensitz in verschiedenen
Ländern, darf er keinem Land der Parteien angehö-
ren.

- Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem
Recht und nicht lediglich nach billigem Ermessen
(ausgenommen im Falle eines Vergleichs, sofern
dem Versicherer die Mitwirkung am Verfahren ermög-
licht wurde). Das anzuwendende materielle Recht
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muss bei Abschluss der Schiedsgerichtsvereinba-
rung festgelegt sein. 

- Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und
begründet. In seiner Begründung sind die die Ent-
scheidung tragenden Rechtsnormen anzugeben.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versiche-
rer die Einleitung von Schiedsgerichtsverfahren unver-
züglich anzuzeigen und dem Versicherer die Mitwirkung 
am Schiedsgerichtsverfahren entsprechend der Mitwir-
kung des Versicherers an Verfahren des ordentlichen 
Rechtsweges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Auswahl 
des vom Versicherungsnehmer zu benennenden 
Schiedsrichters ist dem Versicherer eine entscheidende 
Mitwirkung einzuräumen. 
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Abschnitt B - Allgemeiner Teil 

Abschnitt B1 
Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung 

§ 1 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehalt-
lich der Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags.  

§ 2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

(1) Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus ge-
zahlt, entweder durchlaufende Zahlungen monatlich, vier-
teljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag.

(2) Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch,
wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr
ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr,
so entspricht die Versicherungsperiode der Vertrags-
dauer. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Ver-
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vor-
behaltlich der Regelungen über die Folgen verspäteter
Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbei-
trags.

§ 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung

(1) Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige
Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veran-
lasst ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab,
ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

(2) Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig
nach B1 § 3 (1) AVB gezahlt, so kann der Versicherer
vom Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungs-
nehmer die Zahlung nicht veranlasst hat.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Leistungsfreiheit des Versicherers

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 § 3 (1) AVB zahlt,
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-
pflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

§ 4 Folgebeitrag

(1) Fälligkeit

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten
Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halb-
jahres- oder Jahresbeginn oder zu einem anderen verein-
barten Zeitpunkt fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit ver-
anlasst wird.

(2) Verzug und Schadensersatz

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt
nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt,
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

(3) Mahnung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zah-
lung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mah-
nung). Die Zahlungsfrist muss von mindestens zwei Wo-
chen ab Zugang der Zahlungsaufforderung betragen.

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die 
Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht)
hinweist.

(4) Leistungsfreiheit nach Mahnung

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zah-
lung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug,
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung
frei.

(5) Kündigung nach Mahnung

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach
Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofor-
tiger Wirkung kündigen.

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündi-
gung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer zu die-
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrück-
lich hinzuweisen.

(6) Zahlung des Beitrags nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung inner-
halb eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird.
Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden
worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung inner-
halb eines Monats nach Fristablauf veranlasst wird.

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1 § 4 (4)
bleibt bis zur Zahlung bestehen.
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§ 5 Lastschriftverfahren

(1) Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn
sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Te-
lefax oder Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt.

(2) Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen.

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den
ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu
übermitteln.

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

(1) Allgemeiner Grundsatz

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Ver-
sicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeit-
raum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestan-
den hat.

(2) Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, An-
fechtung und fehlendem versicherten Interesse

a) Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten.

Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfol-
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin-
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wi-
derrufsfrist beginnt.

Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben,
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Ver-
sicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.

b) Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der
Rücktrittserklärung zu.

Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäfts-
gebühr zu.

c) Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet,
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang
der Anfechtungserklärung zu.

d) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.

e) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr
verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen,
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen
Kenntnis erlangt.
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Abschnitt B2 
Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung 

§ 1 Dauer und Ende des Vertrags

(1) Vertragsdauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert
sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens
drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslauf-
zeit eine Kündigung zugegangen ist.

(3) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es
einer Kündigung bedarf.

(4) Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kündi-
gen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zuge-
gangen sein.

(5) Wegfall des versicherten Interesses

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Ver-
trag bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu
dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kennt-
nis erlangt.

§ 2 Kündigung nach Versicherungsfall

(1) Kündigungsrecht

Der Versicherungsvertrag kann gekündigt werden, wenn

a) vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung oder
eine Zahlung von Sanierungskosten von Umwelt-
schäden geleistet wurde;

b) der Versicherer den Anspruch des Versicherungs-
nehmers auf Freistellung zu Unrecht abgelehnt hat,
oder

c) dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen
versicherten Anspruch gerichtlich zugestellt wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat
nach der Zahlung, der Ablehnung oder der Zustellung der
Klage zugegangen sein.

(2) Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung
mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versi-
cherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kün-
digung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam
wird.

(3) Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.
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Abschnitt B3 
Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten 

§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

(1) Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-
erhebliche Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und
die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind,
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.
Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der Versicherer
dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von
Satz 1 in Textform stellt.

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von
Absatz 1 und B3 § 1 (2) AVB sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen.

Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die An-
zeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt
worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch
dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last fällt.

(2) Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB, kann der Versi-
cherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rück-
tritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versi-
cherungsschutz.

Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die un-
richtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen geschlossen hätte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt
hat.

b) Kündigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB leicht fahrlässig
oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag
kündigen.

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen geschlossen hätte.

c) Vertragsänderung

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB nicht vorsätzlich ver-
letzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht
angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu
anderen Bedingungen geschlossen, so werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versiche-
rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom
Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, so kann der Versicherungsnehmer den
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist
kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht
hinzuweisen.

(3) Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-
cherers

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines Mo-
nats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände in-
nerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung an-
geben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem
der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm je-
weils geltend gemachte Recht begründen.

(4) Hinweispflicht des Versicherers

Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen
der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

(5) Ausschluss von Rechten des Versicherers

Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt,
zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen,
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

(6) Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen.

(7) Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündi-
gung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von
fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlö-
schen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser
Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn
der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzei-
gepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 2  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

(1) Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls

a) Für die Haftpflichtversicherung gilt:



asspario Versicherungsdienst AG 30 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versi-
cherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers in-
nerhalb angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt 
nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der bei-
derseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, 
der zu einem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres 
als besonders gefahrdrohend.  

b) Rechtsfolgen

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt
des Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.

(2) Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falls

Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des
Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfüllen:

a) Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Ver-
sicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen,
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.

b) Für die Haftpflichtversicherung gilt zusätzlich zu B3 § 
2 (2) a):

- Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer inner-
halb einer Woche anzuzeigen, auch wenn noch
keine Schadensersatzansprüche erhoben worden
sind. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht werden.

- Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheits-
gemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei
der Schadenermittlung und -regulierung zu unter-
stützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Ver-
sicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig
sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforder-
ten Schriftstücke übersandt werden.

- Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staats-
anwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches
Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen
oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies
unverzüglich anzuzeigen.

- Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung
von Verwaltungsbehörden auf Schadensersatz
muss der Versicherungsnehmer fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf
es nicht.

- Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haft-
pflichtanspruch gerichtlich geltend gemacht, hat er
die Führung des Verfahrens dem Versicherer zu
überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen
des Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt.
Der Versicherungsnehmer muss dem Rechtsan-
walt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Ver-
fügung stellen.

(3) Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit
nach B3 § 3 (1) AVB oder B3 § 3 (2) AVB vorsätzlich,
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leis-
tung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung
in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese
Rechtsfolge hingewiesen hat.

c) Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt
auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die
Obliegenheit arglistig verletzt hat.
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Abschnitt B4 
Weitere Regelungen 

§ 1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

Für die Haftpflichtversicherung gilt:

(1) Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist.

(2) Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen
ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste,
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Ver-
trags verlangen.

(3) Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung Kennt-
nis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeitpunkt
wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt wird,
dem Versicherer zugeht.

§ 2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

(1) Form, zuständige Stelle

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben.
Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in die-
sem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein o-
der in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete
Stelle1 gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben
bestehen.

(2) Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung
des Briefs als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den
Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensän-
derung des Versicherungsnehmers.

(3) Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung B4
§ 2 (2) entsprechend Anwendung.

§ 3  Vollmacht des Versicherungsvertreters

(1) Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend

- den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrags;

- ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-
lich dessen Beendigung;

- Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss
des Vertrags und während des Versicherungsverhält-
nisses.

(2) Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

(3) Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zah-
lungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im
Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss
eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Be-
schränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungs-
nehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Be-
schränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder
in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 4  Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die 
grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.  

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang 
der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteil-
ten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller 
nicht mit.  

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemei-
nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.  

§ 5  Örtlich zuständiges Gericht

(1) Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zu-
ständigen Niederlassung.

Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Ge-
richte des Staates zuständig, in dem der Versicherer sei-
nen Sitz hat.

(2) Klagen gegen Versicherungsnehmer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung
oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein
solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt.

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach



asspario Versicherungsdienst AG 32 
AVB THV_4P_2019 (02.2020) 

dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

§ 6  Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 7  Embargobestimmung

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen werden, 
soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen.
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